
 

Offene Fragen? Wir helfen gern: telefonisch: 0375 27063-0 oder per Mail kanzlei@ines-scholz.de 

 

 
Beratungsförderung BAfA – bis zu 80% sichern(Förderperiode 2023-2026) 
 

Im Programm „Förderung von Unternehmensberatungen für KMU“ können am Markt bestehende 
kleine und mittlere Unternehmen (KMU) einen Zuschuss zu den Kosten einer Unternehmensberatung 
erhalten, der es ihnen erleichtern soll, externen Rat in Anspruch zu nehmen, um ihr 
Unternehmerpotential und ihre Handlungskompetenzen zu vertiefen.  
Gefördert werden konzeptionell und individuell durchgeführte Beratungen zu allen  
 

 wirtschaftlichen,  
 finanziellen,  
 personellen und  
 organisatorischen Fragen der Unternehmensführung. 

  
Bei Ärztinnen oder Ärzten, Zahnärztinnen oder Zahnärzten, Psychotherapeutinnen oder 
Psychotherapeuten und Heilpraktikerinnen oder Heilpraktikern werden nur Beratungen gefördert, 
deren Inhalt die Einführung oder Anpassung eines Qualitätssicherungssystems ist. 
Das Förderprogramm unterstützt über Beratungen zu zentralen Herausforderungen, wie z. B. 
Fachkräftesicherung und -bindung, Kosteneinsparungen oder Anpassung des Geschäftsmodells, 
gleichzeitig die ESF-rechtlichen bereichsübergreifenden Grundsätze zur Gleichstellung der 
Geschlechter, Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung sowie zur ökologischen Nachhaltigkeit. 
 

Fördersätze 
 

Der Zuschuss bemisst sich nach den von der Beraterin oder dem Berater in Rechnung gestellten 
Beratungskosten. Die förderfähigen Beratungskosten betragen pro Beratung maximal 3.500 
Euro. 

 im Geltungsbereich der neuen Bundesländer (mit Regionen Lüneburg und Trier, ohne Land 
Berlin und Region Leipzig) 80 % der förderfähigen Beratungskosten, maximal jedoch 2.800 
Euro 

 im Geltungsbereich der alten Bundesländer (mit Land Berlin und Region Leipzig, ohne 
Regionen Lüneburg und Trier) 50 % der förderfähigen Beratungskosten, maximal jedoch  
1.750 Euro. 
 

Innerhalb der Geltungsdauer der Förderrichtlinie (bis 31. Dezember 2026) kann jedes 
förderberechtigte Unternehmen maximal fünf in sich abgeschlossene Beratungen gefördert 
bekommen, jedoch nicht mehr als zwei pro Jahr. Ausschlaggebend ist hierbei der Zeitpunkt der 
Antragstellung. Bei der Zuwendung handelt es sich um eine De-minimis-Beihilfe. 
 

Nicht antragsberechtigt sind unabhängig vom Beratungsbedarf:   

 Unternehmen sowie Angehörige der Freien Berufe, die in der Unternehmens- oder 
Wirtschaftsberatung, der Wirtschafts- oder Buchprüfung, der Steuerberatung oder als 
Rechtsanwältin oder Rechtsanwalt, als Notarin oder Notar, als Insolvenzverwalterin oder 
Insolvenzverwalter oder in ähnlicher Weise beratend oder schulend tätig sind oder tätig 
werden wollen.  

 Unternehmen, die im Förderprogramm bereits als Beratungsunternehmen aufgetreten sind.  
 Unternehmen, über deren Vermögen ein Insolvenz- oder ein vergleichbares Verfahren 

beantragt oder eröffnet worden ist. Dasselbe gilt für Antragsteller, die zur Abgabe einer 
Vermögensauskunft nach § 802c der Zivilprozessordnung (ZPO) oder § 284 der 
Abgabenordnung (AO) verpflichtet sind oder bei denen diese abgenommen wurde. Ist der 
Antragsteller eine durch einen gesetzlichen Vertreter vertretene juristische Person, gilt dies, 
sofern den gesetzlichen Vertreter aufgrund seiner Verpflichtung als gesetzlicher Vertreter der 
juristischen Person die entsprechenden Verpflichtungen aus § 802c ZPO oder § 284 AO 
treffen.  

 Unternehmen, die in einem Beteiligungsverhältnis zu Religionsgemeinschaften, juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts oder zu deren Eigenbetrieben stehen.  

 Gemeinnützige Unternehmen und gemeinnützige Vereine sowie Stiftungen. 
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